Korrespondenz für die 


deutſchen Armeezeitungen 


be rausgegeben im Auftrage des Deutſchen Stubentendienftes : 
Seritſprecher: Berlin Hentrum8615&9397-Drabtanfchrift: Stubentendienft, Berlin 
Urrfehrife: Berlin N.MzBauhofftr.z. 


Deutſche Zuverſicht. 


Der Wirtschaftskrieg unserer Feinde iſt ernſt gemeint. Englands Der⸗ 
nichtungswille gibt ihm den feſten Rückhalt. Das englische Herrenvoll 
hält mit ſtarkem, durch keinen Kleinmut gebeugten Willen das große 
Dölkerbündnis gegen uns zuſammen. Sie wollen auch nach dem Kriege 
unſere wirtschaftliche Entfaltung hemmen. Sie wollen Mitteleuropa 
von den wirtſchaftlichen Vorteilen des Weltmarktes ausſchließen. Die 
Pläne liegen offen vor aller Welt und ſind auf den Wurtſchaftskonfe⸗ 
renzen freimütig und eingehend erörtert worden. Kann es gelingen, 
Deutſchland nach dem Kriege an der Weltmarktbeſchickung zu hindern! 
Kann die harte Linſchränkung, die das deutſche Volk jetzt Mm Kampfe 
um ſeine Selbſterhaltung erträgt, uns zur dauernden Sejjel werden! 

Die ganze Art der Bekämpfung der unliebſamen deutſchen Wrtſchafts⸗ 


kraft, die vor feiner Gewalt, keinem Kechtsbruch, keinem Diebftahl zu⸗ 


rlückſchreckt, läßt ſchon vermuten, daß unſere Feinde Tatjachen gegen⸗ 
überſtehen, die ſtärker ſind, als ihr böſer Wille. Wir können uns mit 
Recht darauf verlajjen, daß Deutſchland ſich nicht vom Weltmarkt aus- 
schließen läßt. Einmal haben wir Rohftoffe, die das Ausland braucht, 
und die es ohne einen erheblichen Mehraufwand an Transportfoften 
nicht dauernd durch England oder Amerika beziehen kann. Wir bejihen 
ſogar durch unſere Kaliſchäte ein Weltmonopol, weil nirgends ſonſt auf 
der Erde Kali in Derbindungen vorkommt, die für die landwirtſchaft⸗ 
liche Derwertung als Düngemittel wirtſchaftlich auszubeuten ſind. Don 
Jahr zu Jahr wird das Ergebnis der Welternte ſchlechter. Line Welt⸗ 
hungersnot wird unausbleiblich drohen, wenn das deutſche Kall nicht 
wieder auf den Weltmarkt kommt. Auch unſere Induſtriewaren wird 
das Ausland wieder kaufen müſſen. Dafür bürgt uns ſchon der er⸗ 
findungsteihe Ausbau unserer Krlegswirtſchaft. Der Gedankenreich⸗ 
tum, die Jatkraft, das überlegene Rönnen, die ganze Arbeit der ſchaffen⸗ 
den Kräfte ergänzen die natürlichen Bedingungen unjeres Landes und 
geſtalten unſere Wirtſchaft nicht nur unabhängig, ſondern auch wett⸗ 
bewerbsfähig. 

Die ſtarke Zuversicht, die uns unſere feſte und ſelbſtſichere Wirtſchaft 
gibt, wird treffend durch die Beobachtungen ergänzt, die ſich ſchon jetzt 
über den Erfolg und die Werbekraft feindlicher Wirtſchaftsmaßnahmen 
für dle Nachkriegszeit anſtellen lajjen. Auf der zweiten Wrtſchaftskonfe⸗ 
renz in Paris im Jahre 1918 hatte man ſich darüber geeinigt, daß man 
ſich gegenfeitig in der Nohſtoffverſorgung unterftühen wolle, und daß 
man im Handel, in der Schiffahrt und im Sinanzwejen einheitlich aus 
jammenarbeiten wolle, um Nltteleuropa auszuſchließen. Dieje Beſchlilſſe 
der Reglerungsvertreter ſollten durch beſondere Erklärungen der einzel⸗ 
nen uns feindlichen Mächte angenommen und vollzogen werden. Bis 
heute {ft die Annahme noch nicht einheitlich erfolgt. Italien hat offen 
erklärt, daß es ſich nur an die Kriegsmaßnahmen gebunden halte und 
ſich für ſpäter völlig freie Hand vorbehalten müſſe. Rußland hat die 
ganze Angelegenheit ſichtlich hinzögernd behandelt und keine bindende 
Erklärung abgegeben. Die ruſſiſchen Zeitungen aber haben darauf hin⸗ 


gewieſen, daß Rußland ſich nicht von den Rlttelmächten abſchlleßen 
könne. Japan hat zwar höflich und bereitwillig ſeine Zuſtimmung zu 
ſämtlichen Beſchlüſſen gegeben, aber zugleich den Vorbehalt gemacht, 
daß es die Sreiheit feiner Entſchlleßungen auch außerhalb der Derab⸗ 
redungen nicht aufgeben könne. Wie wenig dle ganze Lage für die poll⸗ 
tiſchen Sele der engliſchen Handelsherrſchaft ausgereift iſt, das hat dle 
enttäuschte und ziemlich klangloſe Wirtſchaftskonferenz im Mai 1917 
gezeigt. Der dauernde Wirtſchaftsbund war ganz zurückgetreten, und 
Rußland war überhaupt nicht mehr erſchlenen. 
Die Furcht, daß wir im Frieden vom Weltmarkt abgeſchloſſen werden 
könnten, erſcheint aljo recht weſenlos. Der wirtschaftliche Ausgleich mit 
dem Auslande, den wir zu einer befrledigenden Derjorgung brauchen, 
ift durch die natürliche Verſchledenheit zwiſchen den Ländern und dle 
Eigenart einer jeden Volkswirtſchaft feſt begründet. Unſer wirtſchaft⸗ 
licher Aufſtieg iſt eine dauernde und ſichere Errungenschaft, die durch 
keine diplomatiſchen Beſchlüſſe erſchüttert werden kann. 

Frig Johannes Dogt⸗Schlachtenſee. 


Rlajjen- und Mehrſtimmenwahl. 


Wenn man davon ausgeht, daß der Derjchledenheit der Menjchen, ihrer 
Bildung, ihrer Lebenserfahrung, ihres Beſites und ihrer Leiftungen 
für den Staat auch eine berſchledenheit des Wahlrechts entsprechen 
müjje, jo bleibt die Frage zu löjen, wle diejes Recht abzuſtufen jei. Daß 
bei einem Volk von hoher Kultur der allgemeinen Schul- und Wehr; 
pflicht auch ein allgemeines Wahlrecht entjprechen müſſe, wird wohl 
ziemlich von allen zugegeben. Ungleichheit dieſes Wahlrechts wird gleich 
lebhaft gefordert wie bekämpft. Für die praktiſche Geſtaltung bietet dle 
Lösung der Frage, nach welchen Grundjägen die Abſtufung erfolgen 
ſolle, beſondere Schwierigkeiten. Die Ungleichheit x einerjeits nicht 
jo ſtark ſein, daß ſie einzelne Klaſſen oder Stände jeden Linfluſſes be⸗ 
raubt, ſie muß andererjeits doch jo kräftig ſein, daß ſle das Wahl: 
ergebnis wirkſam zu beeinflufjen vermag. Die Merkmale, nach denen die 
Abſtufung erfolgt, müſſen feſt beſtimmt und möglichſt wenig der WIlL 
kür ſubjektlven Ermeſſens überlajjen jein, jie milſſen ſchnell und leicht 
feſtzuſtellen ſein und dürfen keinen Anlaß zu Streitfragen geben. Da 
bietet ſich als einfachſtes Mittel der Abfufung zunächſt die Steuer: 
leiftung dar. Der Möglichkeiten, wie ſie als Abftufungsmittel verwendbar 
ift, gibt es viele. In einer Reihe von deutschen Linzelſtaaten, zumal 
in Preußen, führte jie zur Rlajjenwahl. Die Wähler werden nach der 
Steuerleiftung in drei Klaſſen eingeteilt, von denen jede (in der Regel) 
die gleiche Zahl Wahlmänner wählt. Sind bel diefer Wahlart zwei 
Klaſſen einig, jo ſchlleßen ſie die dritte von jeder Dertretung aus. Nun 
ift ſchon an ſich die einseitige Bevorzugung des Beſites kein ſehr idealer 
Abſtufungsmaßſtab, ſie wird beſonders deshalb Anſtoß erregen, weil 
die wirtſchaftlich bejjere Lage an ſich ſchon höheren Einfluß fihert und 
das Wahlrecht ihn einjeitig verſtärkt. Ganz unbefrledigend muß aber 
die Wahlart werden, wenn, wie in Preußen, die Art der Klaſſen, 


„Heer und Heimat” 1977 Nr. 19 


2 


einteilung das Maß des Wahlrechts ganz vom Zufall abhängig macht. In 
Preußen werden die Steuerleiſtungen der Wähler zuſammengerechnet und 
die Steuerſumme wird gleich auf die drei Klaſſen verteilt. Dabei werden 
diejenigen, welche keine Steuern zahlen, mit einem fingierten Sat von 
drel Mark eingeſetzt. Sie blelben aber alle in der dritten Klaſſe, auch 
wenn in dem Bezirk die Summe der finglerten Steuersätze mehr als 
ein Drittel der geſamten Steuerſumme ausmacht. Die Feſtſtellung der 
Steuerſumme und die Drittelung erfolgt nun aber nicht für große Be⸗ 
zirke, ſondern für den Urwahlbezirk mit höchſtens 1750 Linwohnern. 
Da kann es kommen, daß in der erſten Klaſſe einer wählt, in der zweiten 
wenige Leute, der Reſt in der dritten. Der eine hat dann ein hundert: 
jach höheres Wahlrecht als einer der vielen. In großen Städten kommt 
es vor, daß in der einen Gegend Minifter in der dritten Klaſſe wählen, 
in der anderen Unterbeamte und beſſer gelohnte Arbeiter in der erſten. 
Nun könnte man ja die Klaſſenwahl zweckmäßiger geſtalten. Mehr Auf⸗ 
merksamkeit aber verdient der Gedanke, nicht den Beſitz allein als Maß⸗ 
ſtab der Abſtufung zu wählen, ſondern andere Merkmale, wie Lebens⸗ 
alter, Bildung, besondere Leiſtungen für den Staat und nur daneben 
den Beſitz. Da mehrere diejer Dorausſetzungen in einer Perſon zu: 
ſammentreffen können, verjagt die Klaſſeneinteilung, und man kommt 
zum Mehrſtimmen⸗ (Plural) Wahlrecht, wie es 3. B. im Rönigreich 
Sachſen und in Belgien beſteht. Jeder Staatsbürger hat zunächſt eine 
Stimme, gewiſſe Ligenſchaften geben eine weitere. Als ſolche kommen 
in Betracht: Erreichung eines höheren Lebensalters, etwa des 35. oder 
40. Jahres; eine gewijje Bildung, dargetan etwa durch den Beſitz der 
Berechtigung zum einjährig⸗ freiwilligen Militärdienst, die Ablegung des 
Abiturienteneramens, eines Staatsexamens oder den Erwerb eines 
akademſſchen Grades; Steuerleiftung über ein beſtimmtes Maß, langer 
Milltärdienſt (Militäranwärter). Gegenwärtig könnte man vielleicht 
auch denken an den Beſitz des Liſernen Kreuzes oder eine erheblichere 
Krlegsbeſchädigung und dgl. mehr. Um den Linfluß des einzelnen 
nicht zu groß werden zu lajjen, kann man beftimmen, daß beim Zus 
ſammentreffen mehrerer Lrhöhungsgründe mehr als eine beſtimmte 
Anzahl Stimmen — etwa 3 oder 4 — nicht gewährt werden. Kin gro⸗ 
ßer Vorzug dieſer Wahlart gegenüber der Rlajjenwahl ift, daß der Ein- 
fluß des einzelnen genau beſtimmt und nicht vom Zufall abhängig iſt. 
Für die praktiſche Wirkung hängt alles von dem Maß der Stimmen: 
häufung ab. Eingeführt it die Nehrſtimmenwahl bisher nur in kleinen 
Staaten, es läßt ſich daher nur ſchwer abſehen, welchen Linfluß ſie auf 
die Zuſammenſetzung der Volksvertretung eines Großſtaates haben 
würde. Trotzdem wird der Gedanke gerechter Abſtufung des Wahl⸗ 
rechts dem Rehrſtimmenwahlrecht viele Freunde unter den Gegnern 
des gleichen Wahlrechts ſichern. Gefängnisdirektor Göbel⸗ Berlin. 


Die Kriegsſteuern. 


Die lange Dauer des Krieges, verbunden mit den wachſenden Ausgaben 
der Kriegführung, haben eine Reihe neuer Steuern erforderlich gemacht. 
Bereits im §rühſahr 1916 hat ſich der Reichstag mit einigen Steuer⸗ 
geſetzentwürfen beſchäftigt. Damals iſt das Geſetz über die Erhöhung 
der Cabaksabgaben beſchloſſen worden, durch das ſowohl die Lingangs⸗ 
zölle auf Tabak, Zigarren und Sigaretten, als auch die inneren Abgaben 


erhöht worden ſind. Aus derſelben Seit ſtammt auch das Geſetz über 


die Erhöhung des Frachturkundenſtempels. Schon bald ein ganzes 
Jahr lang wird dle Steuer, die auf die Poft- und Telegraphengebühren 
gelegt ift, erhoben. Lin ſehr wichtiges Geſetz aus dem Frühjahr 1916 
15 der Warenumjahftempel. Er betrifft die Sahlungen, die für jede 

bertragung einer Ware vom Derfäufer an den Käufer geleiſtet wer: 
den. Durch je mehr Hände eine Ware geht, um jo öfter wird aljo die 
Steuer erhoben, um Jo größer iſt ihr Ertrag. Doch wird nur derjenige 
Kaufmann zu dieſer Steuer herangezogen, deſſen Jahresumjah den 
Betrag von 3000 ME. Überſteigt. Die Steuer, die jeit dem 1. Oktober 
1918 erhoben wird, beträgt den tauſendſten Teil des Jahresumſages. 
In dieſem Frühjahr iſt eine Kohlenſteuer beſchloſſen worden, dle vom 
nächſten Monat ab drei Jahre lang erhoben wird. Dem Hausbrand 
werden einige Dergünſtigungen gewährt. Erfreulich an der Steuer ift, 
daß auch das Ausland, dem wir Kohlen llefern, an ihr mitzutragen 
hat. Durch ein Geſetz vom 8. April d. J. wird der Perſonen⸗ und 
Güterverkehr auf Schienenbahnen, Waſſerſtraßen und Landwegen bes 
ſteuert, ſofern die Beförderung mit motorischer Kraft auf beſtimmten 
Linien mit planmäßigen Fahrten betrieben wird. Die Steuer bewegt 
ſich bei Perjonenbeförderung zwischen 16 pCt. des Sahrpreijes in der 
erſten Sahrklajje und 10 pt. in der vierten. Der Arbeiter-, Schüler⸗ 
und Militärperjonen-Derkehr bleibt abgabefrel, ebenſo der von bes 


ſtimmten Arten von Gütern. Um eine Verteuerung des Straßenbahn“ 
verkehrs zu verhüten, kommt ein um dle Hälfte ermäßigter Tarif in 
Anwendung. 

Don beſonderem Intereſſe iſt die Kriegsgewinnſteuer. Die Sonder 
beſteuerung von Perjonen und Unternehmungen, deren wirtſchaftllche 
Lage ſich während des Krieges gehoben hat, während weite Kreiſe uns 


n 


geheure Opfer an Gut und Blut gebracht haben, entſpricht nur einer 


allgemeinen gerechten Forderung, ganz abgeſehen von den finanziellen 


Bedürfniſſen des Reiches. Sine bloße Beſteuerung der eigentlichen 


Krlegsgewinne ließ ſich aber praktisch nicht durchführen, da der Kreis 
der Perſonen und Unternehmungen, denen die Krlegsverhältniſſe er⸗ 
höhten Gewinn gebracht haben, ſich keineswegs nur auf die Lieferanten 
von Gegenſtänden des Kriegsbedarfs beschränkt, ſondern auch alle die, 
die mittelbar, z. B. durch den Bejit von Aktien oder die erhöhten Prelſe 
landwirtſchaftlicher Produkte, aus den veränderten Derhältnijjen Nuten 
ziehen, für die Beſteuerung in Frage kommen. Man hat daher die 
Steuer nicht auf gewiſſe Erwerbskrelſe, bel denen der Zuſammenhang 
mit der Krlegskonjunktur ohne weiteres feſtzuſtellen iſt, beſchränkt, ſon⸗ 
dern hat fie auf alle diejenigen ausgedehnt, deren Dermögen ſich in 


der Seit vom 1. Januar 1914 bis zum 31. dezember 1916 um meht 


als 3000 Mk. vermehrt hat, ſofern das Dermögen am 31. Dezember 
1916 mehr als 10 000 Mk. betrug. Zu der Steuer iſt infolge der ums 
vorhergejehenen langen dauer des Krieges noch ein Zuſchlag von 20 pt. 
nötig geworden. §ür Familien mit mehreren Kindern unter 18 Jahren, 
deren Vermögen am 31. dezember 1916 nicht mehr als 100 doo M. 
betrug, tritt eine Ermäßigung dieſes Zuſchlages ein. Bei drei Rindern 
vermindert er ji auf 15 pt., bei vier Kindern auf 10 plt., bei fünf 
Rindern auf 5 pt., bei mehr als fünf Rindern fällt er ganz weg. Die 
Steuer ſtuft ſich ſehr ſtark nach der Höhe der Gewinne ab. Sie beträgt 
einſchlleßlich des uſchlages für die erſten 10 000 Mk. des Dermögenss 
zuwachſes 6 pCt. und erreicht bei einem Zuwachſe von 5 Millionen 
Mark und mehr die außerordentliche Höhe von 57 vom Sundert. Don 
dleſen ganz großen Gewinnen fällt alſo mehr als die Yälfte dem 
Staate zu. 

Angeſichts der großen Derluſte, die der Krieg verurſacht hat, und der 
gewaltigen Mittel, die aufgebracht werden müſſen, iſt es berechtigt, 
wenn auch derjenige, der nur eine geringe Einbuße an jeinem Dermögen 
erlitten hat, zu der Kriegsſteuer herangezogen wird. deshalb wird 
auch derjenige Teil des Dermögens, der am 31. Dezember 1916 90 pCt. 
des Dermögensbeſtandes vom 1. Januar 1914 überſchritt, mit einer 
Abgabe von ı vom Hundert belegt. Auch für dieſe Steuer gilt der 
Zuschlag von 20 pCt., jedoch ſind Dermögen unter 100 000 ME. von 
dieſer Abgabe befreit. 

Als ſteuerpflichtiges Dermögen gilt Grund-, Betriebs; und Kapitals 
vermögen. Für die Bewertung der einzelnen Dermögensteile ſind ges 
naue Vorſchriften getroffen. Es iſt auch dafür geſorgt worden, daß die 
Steuer nicht durch Derlegung des Wohnſitzes ins Ausland oder durch 
ausländische Rapitalsanlagen umgangen werden kann. 

Steuerpflichtig ſind alle Deutſchen außer denen, die ſich, ohne einen 
Wohnſitz in Deutſchland zu haben, länger als 2 Jahre dauernd im Aus⸗ 
land aufhalten, und alle Ausländer, dle in Deutjchland einen Wohnſitz 
haben. Ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkelt der Ligentümer 
wird alles inländiſche Grund- und Betriebsvermögen zu der Steuer 
herangezogen. 

Die Kriegsgewinnſteuer, die von kaufmännischen Geſellſchaften mit juri⸗ 
ſtiſcher Persönlichkeit, alſo von Aktien⸗Geſellſchaften, Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung u. a., erhoben wird, berechnet ſich nach dem Mehr⸗ 
gewinn der Krlegsgeſchäftsjahre im Vergleich zu dem durchſchnittlichen 
Gewinn früherer Geſchäftsſahre. Auch die großen Gewinne von Ges 
ſellſchaſten werden ebenſo wie die der Einzelperſonen un verhältnismäßig 
viel ſtärker als die kleinen befteuert. 

Die Steuer wird in drei Raten erhoben, deren legte am 1. März 1918 
fällig iſt Dr. Gertrud Marwig⸗Berlin. 


Kriegsleiſtungen unſerer Induſtrie. 
die Löſung des Stidftojfproblems. 


Die Linfuhr von Salpeter aus Südamerika war durch die Abſperrung 
der Rittelmächte mit Kriegsbeginn unmöglich geworden. Damit war 
die Herſtellung wichtiger Exploſtvſtoffe für die Kriegführung in der 
bisherigen Welse für die Länge der Seit in Frage geſtellt, und es mußte 
auf alle Welſe verſucht werden, dieſelben auf andere Weije, als bisher, 
in Zukunft bereitzuftellen. Da Salpeter eine Stlckſtoffverbindung iſt, 
wurde es zunächſt erforderlich, gewaltige Mengen Stickſtoff im Inlande 
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zu gewinnen, um für jede Dauer des Krieges von der amerikaniſchen 
Einfuhr unabhängig zu ſeln und den Anforderungen des Heeresbedarjs 
550 bel größerer Ausdehnung der Kriegsſchaupläge genügen zu 
nnen. 
Belzelten ſchon hatten daher hervorragende Chemiker ſich mit der 
Stlckſtoffgewinnung im Inlande beſchäftigt und die Möglichkeit dieſer 
Gewinnung bejaht. Es wurde nun Sache der Induſtrie, die von der 
chemiſchen Wiljenihajt gefundenen Methoden zu benugen und durch 
Beſchaffung der erforderlichen Produktlonsmittel dle Ausnützung der 
gefundenen Möglichkeiten in dem für die Kriegführung erforderlichen 
Maße vorzubereiten. Die hierfür erforderlichen Umſtellungen und Neu⸗ 
anſchaffungen aber waren größer, als wohl in irgend einer anderen 
Induſtrie: handelte es ſich doch nicht nur um die Umänderung oder 
Neuanſchaffung einzelner Raſchinen — eine Maßnahme, deren privat- 
wirtſchaftliche Rentabilität in den erſten Monaten des Krieges an ſich 
ſchon in keinem Falle vorauszujagen war — ſondern um den Bau von 
Zahlreichen Fabriken und deren Einrichtung — mit anderen Worten: 


um dieSeftlegung gewaltiger Rapitalien, ohne daß eine Ausſicht beſtand, 


dieſe KRapitalien jemals verzinſen oder etwa gar wieder herauswirt⸗ 
ſchaften zu können, wußte doch niemand, wie lange der Krieg dauern 
95 wie lange die Stickſtoffgewinnung im Inlande von Nöten ſein 
würde. 

Unter dieſen Umſtänden kann ſchon von einer Kalkulation der Indus 
ſtriellen bei Aufnahme der für die Stickſtoffgewinnung erforderlichen 
Bauten und Linrichtungen kaum noch die Rede ſein: jie opferten viel⸗ 
mehr ihre Gelder und Kräfte dem Wohle des Reichs, mit dem ſie ſich 
durch ihr Dorgehen aufs engſte verbanden. Sie ſchufen damit erſt die 
Möglichkeit, in einem Kriege von dem Umfange und der Dauer, wie 
unſere Gegner ihn heraufbeſchworen haben, die Grenzen des Reichs zu 
verteidigen und die Heere der Seinde zu vernichten. — Freilich hat die 
Länge der Zeit auch materiell die Tatkraft und den Opfermut der che⸗ 
miſchen Induſtrie belohnt. Aber was bedeuten die Gewinne, die ſie 
schließlich doch noch erworben haben, gegenüber ihren Derdienften um 
die Rettung des Reichs, gegenüber der bedenkenloſen Hingabe an ein 
Werk, das für deutſchlands Weiterbeftehen je länger je mehr von aus⸗ 
ſchlaggebender Bedeutung wurde. Dr. Egon Singer⸗Berlin. 


Über den Schutz auffihtslojer Rinder im Kriege. 


Die geſtelgerte Yineinziehung der §rauen, beſonders der verheirateten, 
in Erwerbsarbeit, bei Munitions- u. a. Heeresbedarfinduſtrien, bei 
öffentlichen Derkehrsanſtalten uſw., hat die verſtärkte Sürjorge für die 
der mütterlichen Aufſicht entzogenen Kinder als eine der größten Auf⸗ 
merkſamkelt bedürftige Frage erſcheinen lajjen. Handelt es ſich hier doch 
um den Schug für Deutjhlands Jugend, die dereinſt — kräftig an Leib 
— — die Erfolge diejes gewaltigen Krieges auszubauen haben 
wird! 

Da wir ſchon vielerorts zahlreiche Anſtalten und Organſſatlonen — 
Krippen für Säuglinge, Bewahranſtalten u. Kindergärten für Rinder vor 
dem ſchulpflichtigen Alter, Horte für aufſichtsloſe Schulkinder — bejaßen, 
jo handelt es ſich zum überwiegenden Teil nicht um Neugründungen, ſon⸗ 
dern um planmäßige Ausgeſtaltung beſtehender Ein richtungen. 
Vor allem galt es, ſie möglichſt den Bedürfniſſen der arbeitenden Mütter 
anzupajjen, Zu dieſem Sweck ſind vorerſt an einigen Orten Statiſtiken 
über die Zahlen ſolcher Frauen und ihrer verſorgungsbedürftigen Kinder, 
über deren ſonſtige Derjorgungsmöglichkeiten (bel Derwandten ujw.), 
über Arbeitszeiten der Mütter, Wohnungsverhältnijje erhoben worden. 
In vielen 0 großen Städten ſind alle in gleicher Richtung tätigen 
Organe in Ausſchüſſen zuſammengefaßt worden. Dieje haben die 
Aufgabe, zunächſt feſtzuſtellen, in welchen Stadtgegenden dem Bedürf⸗ 
nis nach Unterbringungs möglichkeiten quantitativ und qualitativ ſchon 
genügt iſt, bzw. wo ſie unzurelchend find oder fehlen. Für letztere 
Fälle ſind dann die beſtehenden Anſtalten erweitert oder ſanlert, oder 
ſind neue begründet worden. Stets wird durch die Ausſchüſſe darauf 
hingewirkt, daß hygleniſche Linrichtungen getroffen werden, daß die 
Öffnungszeiten ſich den Arbeitsihichten der Mütter anpaſſen (was ſehr 
häufig früher nicht beachtet worden war), daß, wo nötig, Spelſegelegen⸗ 
heit geboten wird, daß die Anftalten in den Serien geöffnet bleiben 
u. a. m. 

Dieje Ortsausſchüſſe, die hie und da durch die Gemeinden ſubventlo⸗ 
niert werden, unterhalten dauernde Berichte über den Zuſtand und die 
Belegzahl der Anſtalten, die ſie 3. I. durch eine beſonders angeftellte 
„Fürſorgerin“ in kurzen Abſtänden beſuchen laſſen. Line Kartothek 
sämtlicher am Ort verfügbarer Horte, Kindergärten uſw. unterſtützt 
dieje Uberbllcke. 


Für Säuglinge und andere kleine Kinder war man beſtrebt, ſtatt der 
Reugründung oder Erweiterung von Krippen, von denen die Arzte 
häufig als infektionsfördernd abrieten, gute geprüfte Pflegeſtellen zu 
finden, mit deren Überwachung ebenfalls eigene Beamtinnen betraut 
jind. Die Anmeldung und Dermittlung ſolcher Pflegeſtellen geſchleht 
am beſten bei einer Hauptſtelle, wie 3. B. in Berlin bei der Deutſchen 
Zentrale für Jugendfürsorge. 

Für Rinder von ſtundenweiſe beſchäftigten Müttern iſt auch der Der- 
ſuch mit ſogen. „Schichtpflegeſtellen“ gemacht worden; ob mit Erfolg, 
bleibt abzuwarten. 

Die Ausſchüſſe, die ſich durch Plakate in größeren Betrieben und öffent⸗ 
lichen Derfehrsftellen bekannt machen, fungieren zugleich als Auskunfts⸗ 
ſtellen für alle einschlägigen Fragen, z. B. für Zuweisung freiwilliger 
Hllfskräfte, Abſtellung örtlicher Mipftände. 

Eine ſehr wichtige Frage für die Eröffnung neuer oder Erweiterung 
alter Anſtalten bildet ja die Beſchaffung von Hilfskräften. Man hat — 
unter Verzicht auf die in normalen Seiten mit Recht geforderte reguläre 
Ausbildung — jetzt an einigen Orten kürzere „Notkurſe“ eingerichtet, 
die gute Erfolge gezeitigt haben. 

Die Wirksamkeit der Ausſchüſſe, die ſicher als zweckmäßige Gebilde in 
die Stiedenszeit mit hinübergenommen werden, darf ſich nicht nur auf 
die Städte beſchränken. Auf dem Lande werden ſie ebenfalls von gro⸗ 
ßem und dauerndem Nuten jein. Diele ihrer bisher erreichten Fort⸗ 
ſchritte, z. B. ſtändige und lückenloſe ärztliche Aberwachung aller An- 
ftalten, frühere Öffnungszeiten gemäß den Arbeitsſtunden der Induſtrie, 
werden beibehalten werden. — 

War bisher nur von Tages- oder Halbtagesheimen die Rede, jo bleibt 
nun noch einiges zu jagen von den Linrichtungen, die zur völligen Auf⸗ 
nahme von Rindern dienen, welche nicht in der eigenen Familie bleiben 
können. Für ſolche Kinder ſind — neben den beſtehenden, aber nicht 
zureihenden Heimen — in einer Reihe von Städten, melſt unter Ans 
wendung großer geſchenkter Mittel, unentgeltlich überlaſſener Grund⸗ 
ſtücke oder Gebäude, neue Heime eröffnet. Dieje dienen ſowohl als 
Durchgangsſtatlonen für Kinder, die ſpäter in Familienpflege kommen, 
oder dank veränderter Umſtände wieder zu den Ihrigen zurückkehren 
können, als auch für dauernden Aufenthalt, wo ſolcher notwendig ift. 
Ihre Beſtimmung iſt, nur da einzutreten, wo eine Trennung der Kin⸗ 
der von der Familie unumgänglich iſt. Oberſter Grundſat aller 
dleſer Fürſorge bleibt ſtets — wie ja im Ausbau der Cages helme zur 
Erſcheinung kommt — möglichſtes Beleinanderlaſſen von Müt- 
tern mit ihren Kindern — nicht Lrſat⸗, ſondern Ergänzungs⸗ 
erziehung zu bieten, für die Rückkehr des Vaters eine ungelöjte Sa; 
milieneinheit, aberunter Ausnutzung aller notwendigen Förderungs⸗ 
und Dorbeugungseinrichtungen zu erhalten. 

Zum Schluß jeien noch die vielfachen rein geſundheitlichen Beſtrebungen 
erwähnt, die in den Kriegsjahren ein ſo ſtaunenswertes Wachstum 
zeigten: die Schulſpelſung, die Unterbringung von Cauſenden von Stadt⸗ 
kindern auf dem Lande, Serienwanderungen, Spiele und — als letzte, 
aber nicht geringſte — das ſtark erweiterte Tätigkeitsgebiet der Säug⸗ 
lingsfürſorgeſtellen, die ihre ärztliche Beratung jetzt oft auch auf Klein 
finder, hie und da auf Schulkinder ausgedehnt haben und dadurch der 
allgemeinen Volksgesundheit eine Förderung von unſchähbarem Werte 
angedelhen lajjen. Dr. Räte Mende⸗Berlin. 


Die Dolksküchen im Kriege. 


Bereits vor Kriegsausbruch gab es in vielen Großſtädten unſeres Vater⸗ 
landes Doltsküchen, die an die ärmere Bevölkerung gegen geringes Ent; 
gelt ausreichende und nahrhafte Koſt verabreichten. Man unterſchled 
private und ſtädtiſche Einrichtungen, welch letztere in der Hauptſache von 
der öffentlichen Armenpflege unterhalten wurden. 

Bald nach Kriegsbeginn genügten die vorhandenen Gemelnſchaftsküchen 
nicht mehr den durch den Krieg und ſeine Folgeerſcheinungen geſteiger⸗ 
ten Anforderungen. 

Da war es in erſter Linle die Kriegerfrau, welche infolge der damals 
noch völlig unzulänglichen Rriegsunterjtühung für ſich und ihre Kinder 
eine ihrer wirtſchaftlichen Notlage entſprechende Ernährung erheijchte. 
Auch die aus Anlaß des Frlegszuſtandes rasch überhand nehmende Ar; 
beitsloſigkeit führte dazu, der Ernährungsfrage der arbeitslojen Stände 
beſondere Aufmerksamkeit zu ſchenken. x 
So kam es, daß in kurzer Seit Arbeitsloje wie Rriegerjamilien in den 
Maſſenſpeiſehäuſern ihre Mittags- und Abendmahlzelt einnahmen und 
ſo wenigſtens einigermaßen der Sorge um das täglich Brot enthoben 
waren. 
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Zum Glück ſetzte bald eine ſchnelle Abnahme der allgemeinen Arbeits- 
loſigkeit im Reiche ein, ſodaß die für die Arbeitslojen beſtimmten Küchen 
nur von kurzer Dauer waren. 
Ls folgte nun aber die Zelt der ſteigenden Teuerung. Alle Lebens- und 
Genußmittel erfuhren im Vergleich zu Stiedensverhältnifjen eine enorme 
Preiserhöhung. Die Ernährungsſchwlerigkelten der minderbemittelten 
Bevölkerungsſchichten bilden daher für Stadt und Staat eine immer 
ernſter werdende Sorge. Doch bald iſt für das heikle Ernährungs⸗ 
problem eine befriedigende Löſung gefunden. 
Die beſtehenden Linrichtungen werden nach Möglichkeit weiter aus⸗ 
gebaut, neue Speifeanftalten werden errichtet, der Beſucherkrels weiſt 
eine ſtändig wachſende Tendenz auf. Neben Kriegerfamilien erfreuen 
ſich jetzt alle Bedürftigen der geſchaffenen Wohltat der Volksküchen. 
Die aus kleinen Anfängen ſich entwickelnden, aber bald zu einem glän⸗ 
zenden Erfolge führenden Raſſenſpeiſehäuſer finden überall Nach⸗ 
ahmung. 
So a wir, wie große induſtrielle Unternehmungen für ihre Betriebe 
tatkräftig ans Werk gehen und rleſige Fabrikküchen ins Leben rufen. 
Im weiteren Derlauf der ſchnell vorwärts jchreitenden Entwicklung geht 
man auch daran, den durch den Krieg hart getroffenen Mittelftand der 
zeitgemäßen Maſſenbeköſtigung teilhaftig werden zu laſſen. Ls ent⸗ 
ſtehen allenthalben in großer Sahl die ſich bald allgemeiner Bellebtheit 
erfreuenden Beamten- oder Mittelſtandsküchen. 
Es war nun unausbleiblich, auch eine zweckentſprechende Organijation 
für dle Beſchaffung der zur Speiſehaltung erforderlichen Waren und 
Lebensmittel zu ſchaffen. Das wurde erreicht teils durch zentrale Lie⸗ 
ferung der Rohwaren durch eine Rommunalftelle, teils dadurch, daß 
dle Jentralküchen die Speijen in feſter und zubereiteter Form an die 
einzelnen Küchen lleferten. 
Auch die Derjorgung des Linzelhaushalts mit warmem Eſſen fand vieler⸗ 
orts großen Anklang. 
Über die erfreuliche Entwickelung der Maſſenſpeiſungen ſeien noch 
einige Zahlen zur Illuſtration angeführt. 
Eine im Oktober 1916 veranſtaltete Umfrage bei den Gemeinden von 
10 ooo und mehr Linwohnern ergab, daß 367 Gemeinden Dolksküchen 
aufzuwelſen hatten, deren Geſamtzahl ſich auf über 1400 belief. All⸗ 
gemeine Volksküchen für jedermann waren vorhanden 735, ſog. Mittel, 
ſtandsküchen 72, Fabrikküchen 125, Küchen für Kriegsteilnehmer 87, 
Küchen für Arme 268 und Küchen für Kinder und Kranke 170. 
Don der Geſamtzahl der Küchen waren 589 rein ſtädtiſche Einrichtungen, 
oo wurden von Dereinen getroffene Einrichtungen, 145 von Privaten 
gegründet und 73 ftanden unter der gemeinſamen Leitung von Der; 
einen und Gemeinden. 
Sämtliche über ganz Ddeutſchland verbreitete Hemeinſchaftsküchen waren 
nach dem Entwicklungsſtande im Oktober 1916 in der Lage, täglich 
915 265 Portionen zu verabfolgen. 

Dr. Kuſchel⸗Berlin. 


Die Unterftühung der Familien von Kapitulanten. 


Unter Kapitulanten verſteht man Mannſchaften, d. h. Unterofflziere und 
Gemeine, welche ſich über die geſetzliche Dienftzeit hinaus verpflichtet 
haben, und in ſolcher Weiterdienftleiftung begriffen ſind. Im Kriege 
haben nun die Angehörigen ſolcher Rannſchaften keinen Anſpruch auf 
amilienunterſtützung auf Grund des Gejehes vom 28. §ebruar 1888 / 
4. Auguſt 1914. 
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Nach der Kriegsbeſoldungsvorſchrift können jedoch alle Angehörigen 
mobiler Sormationen ſich einen Teil ihrer Cöhnung in Abzug bringen 
laſſen, der an die in der Heimat zurlickbleibenden Familien ausbezahlt 
wird. Dieje Abzüge dürfen jedoch ein Drittel der hargemäßigen Bezüge 
nicht überſteigen. Dieje Abzlige können nicht nur an dle enge Famllle 
des Kriegstellnehmers gezahlt werden, ſondern auch an ſonſtige Ars 
gehörige, ſofern ſie von dem im Selde ſtehenden ganz oder überwiegend 
unterhalten wurden. 

Die Löhnung der Rapitulanten beträgt monatlich: 


bel immobllen bei mobilen 


im örleden Truppen Truppen 

Gemeine BR NM. 9.— M. 9.90 M. 15.90 
2 2.2.37. .2,0210.50EE FO EEE 
a ( 11.40 „ 17.40 
fl DI ale 0:48 
Rrankenwädter . . „ 15. — „ 1740 „ 23.40 
Sanitätsgefreite beritten „ 16.50 „ 18.90 „ 23.40 
Gefrelte RESET LEHE In 18.30 
„ nne d 
Obergefreite ge I ENEON 
Unterönisier == 20. 22.232 28:208°,,233.60. 7 „4 
SINE EINE EI TT 
Disejeldwebel =. 2 5 , 
Feldwebel und Wachtmeifter „ 62.10 „ 81.— „ 96.— 

Die Derhelrateten erhalten ſeit dem 1. Juli 1916 außerdem folgende 
Löhnungszuſchüſſe: 

Be be der 3 4 8 

el gemeinſamer el getrennter 
Größe der Samilie eee e 

Nur Che frau M. —.20 M. 1.— 

Ehefrau mit elnem Kind 55 1.20 


Sür jedes weitere Rind „ . 10 „ — 0 
Außerdem erhalten alle Derheitateten, ſowelt ſie früher Naturalquartiers 
ſervis bezogen haben, gleichgültig, ob jie von ihrer Familie getrennt 
leben oder mit ihr einen gemeinjamen Haushalt führen, eine Unterkunfts⸗ 
entſchädigung von täglich 0,60 Mk., Feldwebel und Wachtmeifter er: 
halten dazu noch eine Dienſtzulage von 30 Mk. im mobilen Suſtand 
und 15 ME. im immobllen Zuſtand. 

Für die ſchulpflichtigen Kinder der Kapitulanten und der Mannſchaften 
des Beurlaubtenſtandes kann bis zum Ablauf des Jahres, in welchem 
jie das 15. Lebensjahr vollenden, aus Heeresmitteln eine Schulgeld⸗ 
beihilfe gezahlt werden. Die dlesbezüglichen Geſuche ſind an die Gar: 
niſsonſchulausſchüſſe zu richten und haben den amtlichen Nachweis der 
Bedürftigkeit zu enthalten. 
Falls die Frau eines Rapitulanten niederkommt, jo hat ſie, wie jede an⸗ 
dere bedürftige Kriegerfrau, Anspruch auf die Relchswochenhllje. Dieje 
beſteht aus einer einmaligen Beihilfe für Niederkunft von 25 Mk., einem 
Wochengeld von täglich 1,50 ME. für die Zeit von acht Wochen, einem 
Stillgeld von täglich 0,50 ME für die Zeit von zwölf Wochen. Dazu 
wird bei Behandlung von Schwangerſchaftsbeſchwerden noch elne Bei⸗ 
hilfe für Arzt oder Hebammenkoſten in Höhe von 10 ME. gezahlt. Die 
Geſuche um Keichswochenhilfe für Ehefrauen von Kapltulanten ſind an 
dle Behörde zu richten, die die Familienunterſtützung zahlt. 

Dr. Egbert Baumann⸗Altona. 
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